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Antrag 157/II/2022

Jusos LDK

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Kolonialverbrechen nicht unter den Teppich kehren – für eine feministische, dekoloniale Erinnerungskultur in Berlin
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Noch immer tut sich Deutschland schwer mit der Auf-

arbeitung seiner kolonialen Vergangenheit. Zwar hat die

Bundesregierung 2021 nach über 100 Jahren den deut-

schen Völkermord an den Herero, Nama, Damara und San

anerkannt, aber noch immer ist die deutsche Kolonialzeit

nicht abschließend aufgearbeitet und ebenso wenig im

öffentlichen Bewusstsein präsent.

 

Schließlich wurden Völkermorde nicht nur im heutigen

Namibia, sondern auch im heutigen Tansania (z.B. gegen

den Maji-Maji-Aufstand) begangen. Zudem fanden zahl-

reiche grausame völkerrechtswidrige Verbrechen in Ka-

merun (z.B. mit der ’Pazifizierung’ des Binnenlandes), in

Togo (durch Ausbeutung und Zerstörung ganzer Orte),

im Südpazifik (z.B. mit der Niederschlagung des Sokehs-

Aufstand) oder in Kiautschou (z.B. mit der Gewalt gegen

den “Boxeraufstand” / Aufstand der Yihetuan) statt.

 

Anstatt an die Opfer dieser Verbrechen zu erinnern, erin-

nert Berlins Stadtbild noch immer lieber an die Täter – Der

Nachtigal-Platz und der Nettelbeck-Platz (Nachtigal war

der Reichskommissar von “Deutsch-Westafrika” und da-

bei an Verbrechen beteiligt. Nettelbeck war am Sklaven-

handel beteiligt und ein Unterstützer des deutschen Ko-

lonialismus) in Mitte sind nur einige Beispiele von vielen.

 

Das ist eine Tatsache, die wir nicht hinnehmen können

und fordern dahereine kritische Auseinandersetzung mit

deutschen Kolonialgeschichte im öffentlichen Raum. Ge-

rade Berlin als Hauptstadt des ehemaligen Deutschen ko-

lonialen Reiches und Veranstaltungsort der sogenannten

„Kongo- Konferenz“ von 1884/85, bei der die Aufteilung

des afrikanischen Kontinents zwischen den Weltmäch-

ten ausgehandelt wurde, muss seiner historischen Ver-

antwortung gerecht werden. Es darf seine Kriegsverbre-

chen nicht unter den Teppich kehren, sondern muss an

diese im öffentlichen Raum erinnern. Es geht darum, dau-

erhaft auf den physischen und psychischen Schmerz so-

wie die lebenslangeTraumatisierung vonKriegsopfern all-

gemein und insbesondere von Frauen und nicht-binären

Personen durch sexualisierte Gewalt in Kriegen aufmerk-

sam zu machen. 

 

Denn es waren oftmals Frauen, die während den Verbre-

chen sexuellen Missbrauch erfahren haben, welche als

Sklavinnen ausgebeutet wurden. Dabei ist das Schicksal

meist noch weniger im Fokus des allgemeinen und wis-

senschaftlichen Diskurses. Dieses Schicksal dieser Frauen
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und queeren Personen in den Kolonien sichtbar zu ma-

chen, begreifen wir daher als wichtigen Beitrag einer fe-

ministischen, dekolonialen Erinnerungskultur.

 

Daher fordern wir die SPD-Mitglieder der SPD-Fraktionen

in den Landesparlamenten und im Senat auf, neben den

Umbenennungen der entsprechenden Straßen und Plät-

ze, mehrere dezentrale Denk- und Mahnmale in Berlin

umzusetzen. Diese Denk- und Mahnmale sollen vor al-

lem auch die Perspektive vonMädchen, Frauen und nicht-

binären Personen aufgreifen, da bisher die koloniale Ver-

gangenheit hauptsächlich aus einer männlichen Perspek-

tive gedachtwird. Dieseweiblichenundqueeren Perspek-

tiven müssen außerdem bei der Planung des bereits ge-

forderten Zentralen Mahnmals mit Dokumentationszen-

trum in Berlinmitbedachtwerden. An der Gestaltung und

Planung dieses zentralen und der weiteren, dezentralen

Mahnmale sollten Interessenvertretungen von Betroffe-

nen sowie Organisationenwie Decolonize Berlin beteiligt

werden.

 

Doch Denk- und Mahnmäler allein reichen nicht aus.

Es bedarf einer ganzheitlichen feministischen dekolonia-

len Erinnerungskultur. Diese muss in der Schule begin-

nen. Doch zurzeit ist es noch nicht mal verpflichtend den

deutschen Kolonialismus im Unterricht zu thematisieren.

Stattdessen ist dieses Thema ein Wahlmodul, wodurch

viele Kinder und Jugendliche die Schule verlassen, oh-

ne überhaupt zu wissen, dass Deutschland eine kolonia-

le Vergangenheit hat und Verbrechen begangen hat. Es

fehlt dadurch ein Verständnis, warumwir in rassistischen

Strukturen leben und aufwachsen. Denn diese Strukturen

wurden maßgeblich in der Kolonialzeit erbaut.

 

Doch selbst wenn die Völkermorde, Verbrechen und Un-

terdrückungen in der Kolonialzeit thematisiert werden,

wird dies meist nur aus einer männlichen Perspektive mit

“männlichen”Quellen getan. Dass Frauenundqueere Per-

sonen jedoch inderKolonialzeitTäterinnen, aber vor allem

Opfer waren, wird nicht behandelt.

 

Daher fordern wir die SPD Mitglieder der SPD-Fraktionen

in den Landesparlamenten auf und im Senat auf, zusätz-

lich eine Berücksichtigung der deutschen Kolonialvergan-

genheit – insbesondere aus feministischer Perspektive –

im Rahmenlehrplan und der Lehrkräfteausbildung. Denn

nur dadurch kannunsere rassistischeundpatriarchaleGe-

schichte und Gegenwart verstanden werden.  
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